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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht 
zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
BEZUGSVERMERK 2 A (neu)

 Gestützt auf die Schlußfolgerungen des 
Rates von Lissabon,

Begründung

Die bedeutsamen Schlußfolgerungen von Lissabon wurden nach Ausarbeitung der 
ursprünglichen Richtlinie erzielt und sollten daher bei dieser Überprüfung in Betracht 
gezogen werden.

Änderungsantrag 2
ERWÄGUNG 7

(7) Es besteht das Bedürfnis, ein neues 
Gleichgewicht zwischen dem Schutz von 
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer 
und der Notwendigkeit größerer Flexibilität 
in der Arbeitszeitgestaltung zu finden, 
insbesondere was den Bereitschaftsdienst 
und genauer die inaktiven Zeiten während 
des Bereitschaftsdienstes betrifft.

(7) Es besteht das Bedürfnis, ein neues 
Gleichgewicht zwischen dem Schutz von 
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer 
und der Notwendigkeit größerer Flexibilität 
für den Einzelnen in der 
Arbeitszeitgestaltung zu finden, 
insbesondere was den Bereitschaftsdienst 
und genauer die inaktiven Zeiten während 
des Bereitschaftsdienstes betrifft. Die 
Richtlinie steht einer pauschalierten 
Berechnung des inaktiven Teils der 
Bereitschaftszeit gemäß den nationalen 
Gepflogenheiten nicht entgegen.

1 ABl. C ... / Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Begründung

Durch diesen Erwägungsgrund soll klargestellt werden, dass es den Mitgliedstaaten 
überlassen bleibt, wie und in welchem Umfang sie aktiven und inaktiven Teil der 
Bereitschaftszeit im innerstaatlichen Recht regeln.

Änderungsantrag 3
ERWÄGUNG 9 A (neu)

 (9a) In der Praxis verwenden gewisse 
Mitgliedstaaten, die die Bestimmungen von 
Artikel 22 Absatz 1 nicht in nennenswertem 
Umfang anwenden, großzügige 
Definitionen von selbstständigen 
Arbeitskräften, um sie von vielen Aspekten 
der derzeitigen Arbeitszeitbestimmungen 
auszunehmen.

Begründung

In den Niederlanden zum Beispiel ist jeder, der das Dreifache des nationalen Mindestlohns 
verdient - ca. 10 bis 14% der Arbeitskräfte - oder jeder, der das Doppelte des Mindestlohns 
verdient und in leitender Position tätig ist, selbstständig.

Änderungsantrag 4
ARTIKEL 1 PUNKT 2

Artikel 2a (Richtlinie 2003/88/EG)

Die inaktive Zeit während des 
Bereitschaftsdienstes wird nicht als 
Arbeitszeit angesehen, sofern nicht in der 
einzelstaatlichen Gesetzgebung oder 
tarifvertraglich oder, in Übereinstimmung 
mit der einzelstaatlichen Gesetzgebung 
und/oder Praxis, in einer Vereinbarung 
zwischen den Sozialpartnern etwas anderes 
vorgesehen ist.
Die Zeit, in der der Arbeitnehmer während 
des Bereitschaftsdienstes effektiv seine 
Tätigkeit ausübt oder seine Aufgaben 
wahrnimmt, wird immer als Arbeitszeit 
angesehen.

Der gesamte Zeitraum des 
Bereitschaftsdienstes, einschließlich der 
inaktiven Zeit, wird als Arbeitszeit 
angesehen. Jedoch haben die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit, sofern die 
allgemeinen Grundsätze betreffend den 
Schutz der Sicherheit und Gesundheit der 
Arbeitnehmer eingehalten werden und die 
betroffenen Sozialpartner konsultiert 
wurden, durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften oder Tarifverträge 
oder Vereinbarungen zwischen den 
Sozialpartnern zu gestatten, dass inaktive 
Zeiten während des Bereitschaftsdienstes 
bei der Berechnung der in Artikel 6 
vorgesehenen durchschnittlichen 
wöchentlichen Höchstarbeitszeit besonders 
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gewichtet werden, vorausgesetzt, den 
betreffenden Arbeitnehmern werden zum 
Ausgleich angemessene Ruhezeiten 
gewährt, und vorausgesetzt, dass 
Schwangere oder Eltern kleiner Kinder von 
unter einem Jahr auf eigenen Wunsch von 
solchen Maßnahmen ausgenommen 
werden oder ihnen angemessener Schutz 
zuteil wird.

Änderungsantrag 5
ARTIKEL 1 PUNKT 2 A (neu)

Artikel 13 Absatz 1a (neu) (Richtlinie 2003/88/EG)

2a) Zu Artikel 13 wird folgender Absatz 
hinzugefügt:
„Die Mitgliedstaaten treffen die 
erforderlichen Maßnahmen, um zu 
gewährleisten, dass die Arbeitgeber ihre 
Arbeitnehmer über das geltende 
Arbeitszeitmodell oder eine Änderung im 
Arbeitszeitmodell mindestens vier Wochen 
vor dem Inkrafttreten einer solchen 
Änderung unterrichten, unbeschadet von 
Tarifverträgen oder Vereinbarungen 
zwischen den Sozialpartnern“.

Begründung

Die Arbeitnehmer haben Anspruch auf Vorankündigung jeder Veränderung in ihrem 
Arbeitszeitmodell.

Änderungsantrag 6
ARTIKEL 1 PUNKT 3

Artikel 16 Buchstabe b Absatz 2 (Richtlinie 2003/88/EG)

Die Mitgliedstaaten können jedoch mittels 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften aus 
objektiven oder technischen Gründen oder 
aus Gründen der Arbeitsorganisation 
diesen Bezugszeitraum auf zwölf Monate 

Entfällt
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ausdehnen, vorbehaltlich der Einhaltung 
der allgemeinen Grundsätze für den Schutz 
von Gesundheit und Sicherheit der 
Arbeitnehmer und der Anhörung der 
betroffenen Sozialpartner sowie 
vorbehaltlich von Bemühungen zur 
Förderung aller relevanten Formen des 
sozialen Dialogs einschließlich der 
Konzertierung, falls die betroffenen 
Parteien dies wünschen.

Begründung

Durch die Verlängerung des Bezugszeitraums für Artikel 6 von vier auf zwölf Monate (siehe 
Änderungsantrag zu Art. 16 Buchstabe b Absatz b Unterabsatz 1) wird dieser Absatz 
überflüssig.

Änderungsantrag 7
ARTIKEL 1 PUNKT 4 BUCHSTABE A

Artikel 17 Absatz 1 (Richtlinie 2003/88/EG)

a) Im Absatz 1 wird der Passus „von den 
Artikeln 3 bis 6, 8 und 16“ ersetzt durch 
„von den Artikeln 3 bis 6, 8 und 16 
Buchstaben a und c“.

a) Im Absatz 1 wird im einleitenden Satz der 
Passus „von den Artikeln 3 bis 6, 8 und 16“ 
ersetzt durch „von den Artikeln 3 bis 6, 8 
und 16 Buchstaben a und c“ und das Wort 
„insbesondere“ wird gestrichen. In Absatz 
1 wird Buchstabe a wie folgt geändert:
"(a) leitende Angestellte oder diesen 
vergleichbare Personen oder ausführende 
Angestellte mit selbständiger 
Entscheidungsbefugnis, die diesen 
unmittelbar unterstellt sind;“

Begründung

Die derzeit geltende Definition ist zu weit gefasst und öffnet Tür und Tor für viel Missbrauch. 
Das Ziel besteht darin, selbstständige Erwerbstätige zu schützen.

Änderungsantrag 8
ARTIKEL 1 PUNKT 4 BUCHSTABE B

Artikel 17 Absatz 2 (Richtlinie 2003/88/EG)

b) Im Absatz 2 wird der Passus „Sofern die 
betroffenen Arbeitnehmer gleichwertige 

b) Im Absatz 2 wird der Passus „Sofern die 
betroffenen Arbeitnehmer gleichwertige 
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Ausgleichsruhezeiten …. erhalten“ ersetzt 
durch „Sofern die betroffenen Arbeitnehmer 
innerhalb einer angemessenen Frist, die 72 
Stunden nicht überschreiten darf, 
gleichwertige Ausgleichsruhezeiten …. 
erhalten“.

Ausgleichsruhezeiten …. erhalten“ ersetzt 
durch „Sofern die betroffenen Arbeitnehmer 
zu Zeiten, die unmittelbar auf die 
entsprechenden Arbeitszeiten folgen, sofern 
nicht laut Tarifvertrag oder 
Vereinbarungen zwischen den 
Sozialpartnern anders vorgesehen, 
gleichwertige Ausgleichsruhezeiten … 
erhalten“.

Begründung

Dieser Wortlaut ist im Hinblick darauf, wie den Arbeitnehmern Ausgleichsruhezeiten gewährt 
werden, zu vage. Es muss deutlich sein, dass Abweichungen von der Inanspruchnahme der 
Ausgleichsruhezeiten unmittelbar nach den entsprechenden Arbeitszeiten nur im Zuge von 
Tarifverträgen oder Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern zugelassen sein sollten. 

Änderungsantrag 9
ARTIKEL 1 PUNKT 5

Artikel 18 Absatz 3 (Richtlinie 2003/88/EG)

Im Artikel 18 Absatz 3 wird der Passus 
„sind nur unter der Voraussetzung zulässig, 
dass die betroffenen Arbeitnehmer 
gleichwertige Ausgleichsruhezeiten … 
erhalten“ , ersetzt durch „sind nur unter der 
Voraussetzung zulässig, dass die 
betroffenen Arbeitnehmer innerhalb einer 
angemessenen Frist, die 72 Stunden nicht 
überschreiten darf, gleichwertige 
Ausgleichsruhezeiten … erhalten“..

Im Artikel 18 Absatz 3 wird der Passus 
„sind nur unter der Voraussetzung zulässig, 
dass die betroffenen Arbeitnehmer 
gleichwertige Ausgleichsruhezeiten … 
erhalten“, ersetzt durch „sind nur unter der 
Voraussetzung zulässig, dass die betroffenen 
Arbeitnehmer innerhalb von 72 Stunden 
oder innerhalb einer angemessenen Frist 
gleichwertige Ausgleichsruhezeiten ... 
erhalten.

Begründung

Durch diese Änderung soll einerseits der Rechtsprechung des EuGH, andererseits aber auch 
den betrieblichen Realitäten, denen eine Frist von 72 Stunden binnen derer 
Ausgleichsruhezeiten zu nehmen sind nicht entspricht, besser Rechnung getragen werden.

Änderungsantrag 10
ARTIKEL 1 PUNKT 6

Artikel 19 (Richtlinie 2003/88/EG)

Artikel 19 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt:

Entfällt
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Die Mitgliedstaaten können, sofern sie 
dabei die allgemeinen Grundsätze des 
Schutzes von Gesundheit und Sicherheit 
der Arbeitnehmer berücksichtigen, aus 
objektiven oder technischen Gründen oder 
aus Gründen der Arbeitsorganisation 
zulassen, dass in den Tarifverträgen oder 
Vereinbarungen der Sozialpartner längere 
Bezugszeiträume im Hinblick auf die 
wöchentliche Höchstarbeitszeit festgelegt 
werden, die in keinem Fall zwölf Monate 
überschreiten dürfen. 

Begründung

Durch die Verlängerung des Bezugszeitraums für Artikel 6 von vier auf zwölf Monate (siehe 
Änderungsantrag zu Art. 16 Buchstabe b Absatz b Unterabsatz 1 der ursprünglichen 
Richtlinie) wird dieser Absatz überflüssig.
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